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»Neua rt i ge 
Ve rda c h t s ku l t u r 
h ä l t  E i n z u g«
Hessisches Innenministerium bereitet 
Spitzelsystem an Frankfurter Schulen vor.  
Ein Gespräch mit Gerhard Walentowitz

Kein Prozeß gegen 
Auschwitz-Wachmann
ellwangen. Dem angeklagten früheren 
SS-Wachmann des KZ Auschwitz, 
Hans Lipschis, wird kein Prozeß we-
gen Beihilfe zum Mord gemacht. Das 
Landgericht Ellwangen stuft ihn als 
verhandlungsunfähig ein. Es lehnte 
deshalb eine Eröffnung des Hauptver-
fahrens gegen den gebürtigen Litau-
er ab, wie ein Sprecher am Freitag 
mitteilte. Der 94jährige war bereits 
Anfang Dezember 2013 wegen einer 
beginnenden Demenz aus der U-Haft 
entlassen worden.  (dpa/jW)

Bundespolizei verhinderte 
Tausende Einreisen
Potsdam. Beamte der Bundespolizei ha-
ben 2013 im Ausland Tausende illegale 
Einreisen nach Deutschland verhin-
dert. In 20 Ländern – darunter Nigeria, 
Ägypten und die Türkei – hätten 39 so-
genannte Dokumenten- und Visumbe-
rater Behörden bei Kontrollen vor dem 
Abflug nach Deutschland unterstützt, 

erklärte das Bundespolizeipräsidium 
am Freitag. Etwa 23 000 Personen sei 
so im Vorfeld die Einreise verwehrt 
worden. Bei Kontrollen in Reisebus-
sen aus Osteuropa wurden im vergan-
genen Jahr rund 5 000 Menschen ohne 
gültige Papiere entdeckt. Insgesamt 
seien 35 größere Ermittlungsverfahren 
gegen organisierte Schleuserbanden 
eingeleitet worden. Zusätzlich wurden 
an Grenzübergängen sowie Flughäfen 
und Bahnhöfen 12 300 Haftbefehle 
vollstreckt.  (dpa/jW)

Syriens Produktion von 
Chemiewaffen eingestellt
new York. Syrien kann den Vereinten 
Nationen (UN) zufolge keine Chemie-
waffen mehr herstellen. In einem am 
Donnerstag veröffentlichen Monatsbe-
richt zur Zerstörung der Bestände hieß 
es, in den vergangenen Monaten seien 
deutliche Fortschritte erzielt worden. 
»Als Folge davon sind die Produkti-
ons-, Misch- und Abfüllanlagen der 
Arabischen Republik Syrien nicht mehr 
einsatzfähig.« Die bereits produzierten 

Waffen sollen außer Landes gebracht 
und unter internationaler Aufsicht auf 
See vernichtetet werden.  (Reuters/jW)

Huber Matos in Miami 
gestorben
miami. Der exilkubanische Konterrevo-
lutionär Huber Matos ist am Donners-
tag im Alter von 95 Jahren in Miami 
gestorben. Matos hatte sich 1957 der 
von Fidel Castro geführten Guerilla 
angeschlossen und war nach dem Sieg 
der Revolution über das von den USA 
unterstützte Regime des Diktators Ful-
gencio Batista Chef der Rebellenarmee 
in der Provinz Camagüey. Im Oktober 
1959 bereitete Matos, der sich inzwi-
schen selbst als glühenden Antikom-
munisten bezeichnete, nach damaligen 
Zeugenaussagen einen »bewaffneten 
Aufstand« vor und wurde verhaftet. 
Nach seiner Entlassung setzte er sich 
1979 in die USA ab und engagierte 
sich in Miami in militanten Contraor-
ganisationen, die vom Boden der USA 
aus terroristische Anschläge in Kuba 
verübten.  Volker Hermsdorf

NachrichteN

Das Staatliche Schulamt 
in Frankfurt am Main 
kooperiert mit dem 

Landesamt für Verfassungs-
schutz. Ab kommender Woche 
sind Frankfurter Lehrer zu 
Fortbildungen über »Aktivitä-
ten extremistischer Gruppie-
rungen an Schulen« eingeladen. 
Kehrt jetzt die Schnüffelpraxis 
an Frankfurter 
Schulen ein? 

Das ist zu befürchten. 
Unter dem Vorwand 
vermeintlicher Aufklä-
rung sollen Schullei-
tungen und Kollegien 
quasi als informelle 
Mitarbeiter von Polizei 
und Verfassungsschutz 
fungieren. Lehrerfort-
bildungen mit dem 
Ziel nachrichtendienst-
licher Abschöpfung 
verbieten sich aber. 
Eine Ausspähung von 
Schülern und die Gesinnungskon-
trolle durch Lehrkräfte in Koopera-
tion mit Nachrichtendiensten sind 
vom gesetzlichen Bildungs- und 
Erziehungsauftrag in keiner Weise 
abgedeckt: möglicherweise ein Fall 
für den Datenschutz. Bezeichnend 
ist, daß Lehrkräfte bei den Fortbil-
dungen zu »Linksextremismus« und 
»islamischem Extremismus« Fälle 
aus der eigenen Schulpraxis einbrin-
gen sollen. Beim Rechtsextremis-
mus ist dies wohlgemerkt nicht vor-
gesehen. Mit dem hessischen Ver-
fassungsschutz als Fortbilder zum 
Thema »Extremismus« wird der 
Bock zum Gärtner gemacht. Nach 
wie vor ist dessen Verwicklung in 
den NSU-Mord in einem Kasseler 
Internetcafe unaufgeklärt.

Von wem geht die Kooperation 
von Verfassungsschutz und 
Schulen aus?

In der Verantwortung steht der da-
malige hessische Innen- und heutige 
Wissenschaftsminister Boris Rhein 
(CDU). Auf Anweisung von ganz 
oben wurden am 26. November 2013 
rund 100 Frankfurter Schulleiter 
ins Polizeipräsidium beordert, um 
sich dort vom Polizeipräsidenten, 
vom hessischen Verfassungsschutz 
und vom Staatsschutzkommissariat 
über sogenannte jugendliche Syri-
en-Ausreisende belehren zu lassen. 
Erklärtes Ziel: die Lehrerschaft in 
ein Meldesystem zu »Salafismus« 
einzubinden. Die Gefahr der mas-
senhaft nach Syrien ausreisenden 
Jugendlichen ist aber ein Popanz. 
Laut Bericht des hessischen Innen-
ministeriums waren unter 23 derar-
tigen Fällen im Rhein-Main-Gebiet 
gerade mal neun Schüler. Bezogen 
auf die 630 000 Schüler an weiter-
bildenden Schulen ein Wert im Pro-
millebereich. Die Syrien-Ausreisen-

den waren auch keineswegs Opfer 
»salafistischer Prediger«, sondern 
– wie der Bericht ausdrücklich her-
vorhebt – von beruflicher Perspek-
tivlosigkeit und Hartz IV betroffene 
verunsicherte Jugendliche! Ursache 
für »Radikalisierung« ist also eher 
nicht die Infizierung durch salafi-
stisches Gedankengut, sondern die 
hiesige Jugendarbeitslosigkeit. 

Bei der »Fortbil-
dungsreihe« werden 
Rechtsextremismus, 
Islamismus, Auslän-
derextremismus und 
Linksextremismus 
über einen Kamm 
geschert … 
Da es nicht ernsthaft 
um eine Handvoll 
vom Islam faszinierter 
Jugendlicher gehen 
kann, muß die Initiati-
ve andere Beweggrün-
de haben. Was heute 
als Überwachung des 

»Salafismus« daherkommt, wird 
morgen die Überwachung von 
»Linksextremisten« zur Folge ha-
ben. Die Frankfurter Schulleiter 
wurden im Präsidium von Polizei-
präsident Dr. Achim Thiel begrüßt, 
der 2013 bundesweit zweifelhafte 
Berühmtheit durch die Einkesse-
lung der Blockupy-Demonstration 
erlangt hat, bei der 15 000 Menschen 
an der Ausübung ihres Demonstra-
tionsrechts gehindert wurden. Aus-
gerechnet Thiel warnte nun die Ver-
sammelten vor der Gefährdung von 
Demokratie! 

Welche Folgen hat es, wenn sich 
der Verfassungsschutz an Schu-
len breit macht?

Hier geht es nicht um Gewaltpräven-
tion, sondern um die Einbindung der 
Schulen in Terrorismusabwehr. Das 
hessische Innenministerium mahnt 
in einem Bericht an, das geplan-
te Präventionsnetzwerk Salafismus 
solle auf »Überlegungen etwa der 
Arbeitsgruppe Deradikalisierung 
des Gemeinsamen Terrorismusab-
wehrzentrums (GTAZ)« zurück-
greifen, einer Koordinierungsstel-
le von 19 Geheimdiensten und 18 
Polizeibehörden. Das Ministerium 
unterläuft so das Trennungsgebot 
hinsichtlich der Zusammenarbeit 
von Polizei und Geheimdiensten – 
das vor dem Hintergrund der Erfah-
rungen des Nationalsozialismus von 
den damaligen Westalliierten aufer-
legt worden war. Mit dem geplanten 
Meldesystem von Schulen wird eine 
neuartige Verdachts- und Überwa-
chungskultur Einzug halten, die das 
Schulklima nachhaltig verändern 
wird. Wir werden über diese Ent-
wicklungen breit informieren, auch 
die Schüler. Darüber hinaus sollten 
die Gesamtpersonalräte aktiv wer-
den. Interview: Gitta Düperthal

Proteste in Athen. Aufgebrachte Lehrer, Hausmeister und Reinigungskräfte im öffentlichen Dienst haben am Freitag in Athen 
gegen ihre geplante Entlassung protestiert (Foto). Die Wagen von Vertretern der sogenannten Troika aus Internationalem Währungsfonds, 
Europäischer Union und Europäischer Zentralbank bewarfen sie vor dem griechischen Finanzministerium mit Plastikflaschen. Die Demon-
stranten skandierten Sprüche wie »Zum Teufel mit Euch Blutsaugern«. Die Polizei prügelte mit Schlagstöcken auf die Menschenmenge ein. 
Drei Demonstranten wurden dabei leicht verletzt, 16 in Polizeigewahrsam genommen, berichtete das staatliche Fernsehen.  (dpa/jW)

Gerhard Walentowitz ist 
Programmkoordinator bei 
»lea«, dem Bildungswerk 

der GEW Hessen.

Neue Runde für Hartz-IV-Kritikerin
Klage von Inge Hannemann auf Weiterbeschäftigung im Jobcenter abgewiesen

Die Hartz-IV-Kritikerin Inge 
Hannemann kann vorerst 
nicht an ihren alten Arbeits-

platz im Jobcenter Hamburg-Altona 
zurückkehren. Das Arbeitsgericht der 
Hansestadt hat am Freitag nachmittag 
ihre Klage auf Weiterbeschäftigung 
als Arbeitsvermittlerin für Jugendli-
che abgewiesen. Wie Gerichtsspre-
cher Esko Horn auf Nachfrage von jW 
mitteilte, habe die Klägerin einen ent-
sprechenden Antrag zu spät gestellt. 
»Wenn sie innerhalb einer Woche Ein-
spruch einlegt, geht das Verfahren von 
vorn los.« Horn vermutet dahinter »ei-
nen taktischen Zug« der früheren Job-
centerangestellten. Ihr Anwalt zeigte 
sich nach der Verhandlung zufrieden. 
Jetzt sei es möglich, einen Neubeginn 
des Verfahrens in erster Instanz zu 
erreichen. Gegenüber jW hatte Han-
nemann bereits angekündigt, notfalls 

bis vor das Bundesarbeitsgericht zu 
ziehen.

Inge Hannemann wurde im April 
2013 vom Dienst suspendiert. Seit-
dem hat die Stadt Hamburg sie bei 
vollem Lohn freigestellt. Der Grund 
war ihr Internetblog, in welchem sie 
bis heute Hartz IV als verfassungswid-
rig und menschenverachtend kritisiert. 
Vor allem durch Sanktionen würden 
Erwerbslose »gegängelt, erpreßt« und 
teils »in lebensbedrohliche Lagen ge-
bracht«. Hannemann spricht sich für 
ein bedingungsloses Grundeinkommen 
oder zumindest eine repressionsfreie 
Grundsicherung aus. Bei ihrer Arbeit 
hatte sie sich geweigert, ihren Klienten 
bei »Fehlverhalten« den Regelsatz zu 
kürzen. Damit habe Hannemann gegen 
Gesetze verstoßen, findet das Jobcen-
ter. Zudem habe sie durch ihr Verhalten 
den Betriebsfrieden gestört.

Auch von der Bundesagentur für Ar-
beit (BA) wurde Hannemann im Juni 
2013 scharf kritisiert. In einer Presse-
mitteilung warf die BA ihr damals vor, 
»Tausende Mitarbeiter der Jobcenter« 
zu »gefährden«, indem sie Erwerbslose 
aufwiegele. Ihre Darstellung, Hartz IV 
verletze die Würde Betroffener und wi-
derspreche dem Grundgesetz, sei falsch. 
Auch existierten von ihr erwähnte Miß-
stände nicht. Es könne nicht sein, wet-
terte die BA, »daß Mitarbeiter nach Gut-
dünken handeln und politische Vorlie-
ben ausleben«. Wie sich Hannemanns 
berufliche Situation entwickelt, bleibt 
somit weiter unklar. Das Jobcenter oder 
die Stadt müßten ihr eine gleichwertige 
Arbeit anbieten. Bisherige Vorschläge 
entsprachen Hannemanns Ansicht nach 
nicht diesen Vorgaben. »Ich bin aber zu 
Gesprächen bereit«, stellte sie klar.

 Susan Bonath
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